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— _Beklagte und Revisionsklägcrin„

Der 75 Senat_des BundessoZialgerichts hat ohne
mündliche VGrha■dlung am ?. August 4974 durch
den Vorsitzenden Richter Dr„„ B r o c k e , die

—RichterDr„ H e u 8 n eir ” und H e n n i g
sowie die'éhrenamtlichen Richter w o l f f und

vH e i m a n n
‘

jfür Recht erkannt:

'Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgerichté Rheihlahd—Pfalz vom

42 März4975und des 80zielgerichts Koblenz'
Yvom5 September 4972 aufgehobén‚ Die Klage
.wi1ä abgew1esen„‘

'Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten;
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte däS"‘

Studium der Klägerin an der Er21enungsw1s„enschaftl1chen

%ehsehule (EH) nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG)

zu fördern hat._

Die am 3; Dezember 4940 geborene Klägerin besuChte nach“
Lbs ehluß der mittleren Reife ein Jahr lang die Höhere

Handelsschule, Danäeh wer sie zwei Jahre als StenotypiStin

nd hebezaher noch als Wetthilfe'beim Staatlichen Zahlen—
.lotto besehäftigt, Den anschließenden Schulbesuch unter— ;.

!

„brach sie kurz vor dem Abitur erneut, um zu heiraten!

‚Die Ehe £urde inzvis hen geschieden, Von Dezember 4966
bis Ende Augesat 4969 v.fer die Klägerin als Verwaltungs—

angestellte tätig‚ Danach hat sie sich erneut auf das)

Abitur xe1bereitet urd dieses am 22. Januar 4974 bestan—

den._£edan
_

w*beitete sie bis Bitte April 4974 als
_

Stcrßoont01istin° im 44, April 4974 nahmsie das.5tudiuü
an der FH Kob]erz— Ober;erth auf mit'dem‘Ziel, im Früh—

jahr 4974 die Prüfung für des lehramt an Grund— und

Heupt.schulen zu bestehen° ’

fm 27 Jenuer'4974 fand zwi_schen der Klägerin und dem

etxnltungsemtmann Wald dem zuständigen Sachbearbe1ter

des 1rb eitsämtee, ein Gespräch über die Frage der För—

C
h

e1uung des Studiums statt. Hierbei anwesend war nach

der Zéuge Demuth Die Klägerin _sellte sich am 30. März‚

einer Eignungspxüf ung unter21ehen‚ Iiit Schreiben vom

28. I—*"'e_bruar 4971 teilte sie dem 1rbeitsa'nit jedoch mit,
daß sie sich inzx':ischen entschieden habe, nicht in.

‚Kehl euz, sondern in Nordrhein Westfalen
zu studieren;

Bei einer Vorébraehe im Arbeitsamt K0b1enz am
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22„'Apr11_4974erklärte Sie denn, nun endgültig in Koblenz
studieren zu wollen„ Bei_dieser Gelegenheit wurde ihr mit—

'geteilt, daß die Förderungswürdigkeit des Studiums)inzwi4
Sehen fraglich geworden Sei° Die Klägerin bestand jedoch

lauf der Aushändigung eines Antrags formule rs; sie nehm rei—
9ter an einer Eignungsuntersubhung teil, die am 1„ Juni 1C71
kdurcbgeiuhrt

xmude; darin iSt Sie als geeignet für das
'Studium beurteilt awo den‚‘

Den Antrag der Klägerin vom 29 April 1971 lehnte das 1r— '“

_beitsemt Koblenz im Bescheid vom 29 Juli 1971 mit der "
Begründung ab, daß d.ie Bildungsm3ßnahme näch Inha lt, frt

Ziel und Dauer nicht den besonderen Bedürfnissen dez beruf“

lichen Erwachsenenbildung entspreche° Diese Entscheidung

bestätigte die Beklagte im Widerspruchsbescheid vom
25° September 1971° Ergänzend begründete sie ihre Ableh—'

1ung noch damit, -daß diese aueh deshalb nicht gegen der
Gleichheitsgrundsntz verstoß e, weil anderen Teilnehmern

die Förderung ge1:ährt werde° Dies ges chehe nämlich auf
.G1und verbindlicher Zusagen° Der Klägerin sei am 22° fpril

1971 jedoch keine Zusage erteilt werden° Den ursprüngli—v

chen ;intreg vom 27. Januar 1971 habe die Klägerin im
Schreiben vom 28. Februar 1971 zurückgenommen„‚

Das Sozialgericht (SG) het die Zeugen Wald und Demuth 115

uneidlieh vernommena

Durch Urteil vom54 September1972 hat da; se die’3cklegte
unter Aufhebung der angeiochtenen BeSCheide vefu1tcilt

_der Kläge11n ab 14 April 1971 dem Gru11de nach leistungen

zur beruflichen Umschulung zu zahlen; Das SG sah die gesetz—
‘lichen Voraussetzungen für den erhobenen fnepruch zx:a1
nicht als erfüllt an„ Seiner Meinung nach begründe sich der
Anspruch der Klägerin aber auf die verbindliche Zusage der

Beklagten vom 27° Januar 1971° Der Zeuge Wald sei für die

. „ “, \ “ 4 _
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Zusage auch der zuständige Beamte gewesen; nach Treu:

-und Glauben sei die Beklagte an die Zusage gebunden.

Die Berufung der Beklagten hat das Landessbzialgericht

(ISG)‘Rheinland—FfalzdurchUrteil vom42„ Märä4973
2urückgewiesen Es hat die ReVision zugelassen. Zur

Begründung hat das LSG im wesentlichen folgendes aus—

ge ührt: Der Klägerin stehe der begehrte Förderunge—

anspruch nach den Vorschriften des AFG zu„ Das Studium

der Klägerin sei eine Maßnahmeder beruflichen Umschu«"
lung; denn

es habe zum Ziel; den Übergang in eine

andere berufliche.Tätigkeit‚ als sie die Klägerin

vorher ausgeübt habe‚_zu ermöglichen° Das Studium sei
nicht deswegen etwa als eine Maßnahmeder beruflichen

„Fortbildung anzusehen, weil es zu einem beruflichen

!ufstieg der Klägerin führe; soWohl Fortbildung als.
auch Umschulung könnten zu einem beruflichen Aufstieg

führen; Infolgedessen stehe die Regelung in 5 2 Abs. 6.»

Satz 2 der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundes»

nnstelt für Arbeit (BA)überdie individuelle För—
derung der beruflichen Fortbildung und Umschulung'

vom 48„ Dezember 4969 (ANBA1970, es“- AFuU4969 -)
g der begehrten Förderung nicht entgegen; denn diese

Regelung gelte nur für die berufliche Fortbildung,

Sie sei für den Bereich der beruflichen Umschulung»
nicht entsprechend anzuwenden. Schließlich gehöre es

auch nicht zu den Voraussetzungen des AnSprubhs, daß

‚die Bildungsma■nahme “erwachsenenspe2ifisch“—gestél—

tet sei„ Die Vorschrift des5 47 Aps„ 4 AFGsei rich—
tig dehin zu verstehen, daß die Maßnahmefür deaneilé

„nehmer und nicht ihrer Ausgestaltung nach da3'Ziel
;habcn müsse, eine Umschulung zuxermöglichen° Maßnahmen,

_
die mit Rücksicht auf Lebensalter, berufliche Erfah— ‘

Arungen und Bewährungeh kürzer als die Ausbildungszeit

für Jugendliche bemessen_seien„verdienten nach dem_
"5—„'
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Zweck des Geset2es zwar den Vorzug; sie’sch16ssen die För—

derung einer Umschulung auf dem normalen Bildungsweg jedoch

jedenfalls dann nicht aus, wenn ein solcher "erwachsenen—
‚Spe2ifischer“ Bildungsgang nicht bereitstehe. Für die von

der Klägerin begehrte Umschulung zur Volksschullehrérin *
'existiere jedoch nur.der normale Bildungsweg bei der EH„14'

Nach Auffassung des LSG könne sich die_Beklagte auch nicht

auf die Neufassung des 5 5 Abs° 2 Satz 2 AFuU vom
9, September 4974 (ANBA 4974 S. 797 —'AFuU 4974 —) berufen;
denn diese Anordnung séi_im Falle der Klägerin nicht an—
Wendbar„ ’ . ' ’ ' H

Das LSG hielt die Umschulung der Klägerin zur Lehrerin
eueh_für arbeitsmarktpd1itiseh zweckmäßig 1.8, von 5 56 AFG,

@8‘AFuU 4969° Für die.Beurteilung dieser Frage sei auf die
Verhältnisse Zur Zeit der.Entseheidung der Verwaltungs— '

behörde.sbzustellen; hier äuf den Zeitpunkt des Wider—-
spruehsbescheides. Nach den im September 4974 herrschenden

VOrStéllungen über die voraussichtliche Entwicklung im ‘
Volksschulwesen und.den Bedarf an Lehrern in diesem Bereich
hendelte es sich um einen Hange1beruf. Damals habe kein :

lZweifel bestanden; daß im Zeitpunkt der_voraussichtlichenv
Beendigung des_Studiums der Klägerin, im Frühjahr 4974,

V
der Bedarf.an Volksschullehrern noch nicht gedeckt eeinyg

'würde. Dasneu beruft sich fiir diese‘Fes■stel'lungenauf V
allgemein bekannte Tatsachen. seiner Meinung nach bedürfe

es daher keiner weiteren Ermittlungen dazu, daß im Septembcx

4974 für das Frühjahr 4974 ein Mängel an äusgebildeten ‘

Volksschullehrern zu erwarten gewesen sei. Demgegenüber4b

könne sich die Beklägte nicht darauf berufen, daß‚auCh ein

Mangel an Sekretärinnen bestehe° Demungedeekten Bedarf in
verschiedenen Berufen komme unter arbeitsmarkt— und sozial—

politischen Gesicht3punkten je nach demAusmaßdes Bedarfs
und seiner Bedeutung'für die Interessen der Allgemeinheit
unterschiedliches Gewichtzu° Die Ausbildung der Jugend in

- 6 -
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Glund—und H■üpt80hulen sei dabei von grundlegender
BGÖGUtUUEfür das w<>hl der Allgemeinheit in der
ZUkunft DOSBedül‘fnis, den Bedarf an Volkssbhulleh—

rern ZUdecken‚ Sei daher unter arbeitsmerkt— und„
302181P01iti30h9n GQsichtspunkten so groß, daß die
Bedeutung dGS Mangels an Sekretärinnen für‚die'Allw.

eC■bx£Üä Ü @®mä■ä■■föcr_zurücätréténmdbse. öäe ■br—
-derungdes Studiumsder Klägerin erfülle sonachdie
VOYGUSSOÜZUH8@Ddes.$ 56 AFG Auch die übrigen Vor—
;GUSSCÜZUHgGDfür diQ begehrte Förderung liegen nach
Ieinung des LSG dem Grunde nach vor° Die negative
VOfGUSSOÜZUD8des 5 5? AFG sei hinéegen nicht ver—

handen° ' 4 '

Allerdings h3bC die Klägerin keinen Rechtsanspruch
8Uf die Förderung ihres Studiums. Dieser bestehe ndr
lür POBDDhm03 die den gesetzlichen Rahmen von zwei
J0hren nicht_üborschreitén‚ Die AFuUsehe jedoch in
-AUSnahmcfällen eine Förderung bis zu drei Jahren vor..
11M0181t komme 81103dings nur eine einzige Ermessens—
'EHÜSChGiÖUDSder Beklagten in.Betracht° Die Beklagte.

könne ihr Ermessenhier nämlich nur dahin ausüben,
die begehrte Förderung zu gewähren° Jede andere Ent—
scheidung wäre ermee sensfehlerhaft Infolgedessen

k61ne ausnahmsweise dem Leistuhgsbegehren durch Urteil

stattgeseben 1erden— Unerheblich für die Ent$ chejdung
'Sci es SönaCh Ob d6r Anspruch auch aus einer der
Kläge1in ertoi3.ten zusage oder einer früheren VerWal—‚
ÜUDESPT8XiSdér Beklagten her€éleitet werden köhntea

_Hiergegen hat die Beklagte
die zugelassene Revision

eingelegt°

Sie :üet'eine Verletzung der 55'56 44' 45, &? AFG
@@3 und 8 “FuU 4969 55 405, 428 des SoZial.gerichts—

geitetzcs \SGG}duTCh deS LSG.
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Sie trägt im wesentlichen—vor: Der Entscheidung des LSG

_könne schon deshalb nicht gefolgt werden; weil es sich bei

ldem'Studium der Klägerin nicht um eine förderungsfähige

Umschulung1.3. desAFGhandele.Nach€ 47 Abs. 5 Satz 2'
■FG dürften Umschulungsmaßnahmen in der Regel

nur gefördert

werden‚ wenn sie nicht länger als zwei Jahre dauern. Im

Einklang dazu regele 5“; Abs. 3 Satz 2 AFuU4969,.uaß die
‚Dauer‘der Maßnahmebei Erwachsenen grund$ätzlich kürzer als '

die Ausbildungszeit für Jugendliche bemessen sein soll. '

Daraus ergebe sich, daß nicht jeder Berufswechsel, der be—

grifflich noch unter "Umschulung" eingeordnet werden könne,

zu
fördern sei, sondern nur solche Maßnahmen, die in der

_Ausgestaltung und der zeitlichen Dauer von der üblichen

-nussbildung für den gleichen Beruf sich deutlich unterschie—

_dén.-Das sei für das Studium der Klägerin nicht der Fall;

‚hier handele es sich um ein übliches Hochschulstudium. Die

Neuregelung in @5 Abs. 2 Satz 2 ÄFuU4974 bestätige diese
iu£fussung ausdrücklich. Für die Klägerin kommedaher el—
lenfalls eine Förderung naeh dem Bundeseusbildungs förde—
migsgesetz (BAföG) in Betracht.

Daß ein übliches Hochschulstudium nicht Gegenstand einer

fFörderung nach demAFGsein_könne, folge ferner aus 5,2'
;Abs. 6 Satz 5 AFuU4969, der sinngemäß auch für den Bereich
der beruflichen_Umschulung anzuwenden sei.

Schließlich könne der Feststellung des LSG nicht beige—

'pflichtet werden, daß die Förderung des ‚tudiums der Klägeé

_rin unter dem Gesichtspunkt des 5 56 AFG zweckmäßig eei.c___

Das LSG habe zwar inSoweit_ zutreffend auf die Verhältnisse .'

zur Zeit der Erteilung des WidersPruchsbescheides abge—
_stellt Dem LSG könne jedbch nicht gefolgt werden, daß es

'arbeitemarktpolitisch zweckmäßig Sei, aus einem Mangelbexuf

in einen anderen umzuschulen° Das LSG weise
zwar zu Fecht

auf die Bedeutung der Ausbildung der Jugend in der Volks—

„ 8 „
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_schule für das Wohl der Allgemeinheit hin. Dies Sei

jed00héiné Frageder allgemeinenBildungspolitik, die
.nicht in.die Zuständigkeit der Beklagten falle; Bildungs—‘

politieehe Gesichtspunkte rechtfertigten daher für sich“

xallein keine.Förderung nach dem AFG, Im übrigen würden
Lehrkräfté'in der Regel epäter Beamte und daher nicht
zu einem arbeitsmarktbezogenen Beruf herangebildet° Das

LSG habe insbesondere auch nicht die für seine Entschei“

dung notwendigen Feststellungen in bezug auf einen
iehref»Féhlbestelid getroffen° ES habe nicht angegeben,
xoher es die Kenntnisse über den Lehrerbedarf, die

weitere Entwicklung und die Stellenpläne entnommen habe;

Eine Gerichtskunde auf diesem Gebiet könnte nicht ange—

nommen “erden‚ Im übrigen hätten hierfür die
Grundlagen]

im Urteil angegeben werden müssen. '

Schließlich könne die
Klägerin aueh nicht aus einer etwa

ihr erteiltén Zusage oder einer früheren Verwaltung„—‘

praxis der Beklagten die begehrte Förderung beanspruchen;

In der Beratung vom 27, Januar 4974 habe die Klägerin«

eine verbindliche Zusage der Förderung nicht erhalten,
_

_Zu diesem Zeitpunkt habe es nämlich noch gar nicht fest—ä
gestanden, to und wenn die Klägerin das tudium habe

,..aufnehmen wollen, So habe dieleägerin im Schreiben vom

.
28. Februar 4973 erklärt,‘däß sie sich entschieden habe,e

. das Studium in Nordrhein—westfalen aufzunehmen° Erst}
anläßlich_der»Vorsprache am 22. April 4974 habe das

.Lrbeitsamt Koblenz davon Kenntnis erhalten, daß die

‚ Klägerin em.44n April 4974 das Studium an der EH in f
A_Keblena aufgenommen habe° Erst an diesem Tage habe die

‚Klägerin Leistungen beantragt Wenn ihr in diesem zu—
_}*s„m„enhang eröffnet werden sei, daß die Förderung eines '

Hochschule tudiUms möglicherweise künftig nicht mehr l
möglich sei, so liege hierin keine verbindliche Zu°eege.

kenn man_aber davon‚ausgehen wollte, daß die Klägerin
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eine Züsicherung i;S.‘einer bositiven Entscheidung über
ihren‘nntrag erhalten habe, so sei äie Beklagte hieran
grundsätzlich nicht gebunden. Sie verweist auf die Regelung“

des @454 lbs° 4 AFG Wenn sie danach selbst bindend 86VOI— '
‘dene Leistungebeecheide aufheben dürfe, soweit die Voraus ‘
setzungen nicht vorgelegen haben oder weggefallen sind,

‘könnten mündliche Zusicherungen keine höhere Bindunge—

\.irkung besitze n. Auch unter dem Gesicht3punkt des Ver—

trauensschutzes könnte die ‘Nichtanwendung aé9‚ % 454 Abs. 4

AFG jedenfalls nur solange und nur in dem Umfang denlzbnr
sein, als die Klägerin im Vertrauen auf die Richtigkeit

der Auskunft Dispositionen getroffen habe, die sonst unter—

blieben wären; Das sei- jedo‘Ch nieht der Fell. In ihrem ‘

Uider$pruchsschreiben habe die Klägerin ausdrücklich er? ‘

klärt‘, daß sie sich für den Lehrenberuf entschieden habe.
Im übrigen habe sie auf eine Förderung Solange nicht ver—

trauen dürfen, als nicht positiv auch über ihre persönliche
Eignung entschieden “orden=eei‚ Letztlich könne sich die

-Klägerin auch nicht darauf berufen, daß die Beklagte früher

ein Hoch3chuIStudium‘gefördcrt_habe. Denn es bestehe kein

annspxuch=auf_G1eichbehandiungim Unreé■ti‚

Ergänzend weist die Beklagte noch darauf hin, daß ein?

‘AnspruCh auf Förderung des Studiums der Klägerin euchl

'déshalb nicht gegeben sei, weil.die Ausbildung‚für ein
Lehramtander Gründ4undHauptschuleunter Berücksichti—.
gung des an das Studium anschließenden schulpraktiseheh
Vorbereitungsdienstes länger als drei Jahre _daüere und ‘

‘dnmit die ‘Höchstdauer einer Umschulungsmaßnahme überschgeite.
.Infoigede‘ssen sei eine auf das Studium beschränkte Teil‘—

. _iförderung nach der RechtspreChung des Bundes$bzialgcrichts‘

j(BSG) nicht möglich„‘

Die Beklagte beanträgt5-

‘
—10 _'
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ffl° ‘ i v

'unter Aufhebung des angéfodhtenen Urteile und
_

des Urteils des Sozialgerichts Koblenz vom
5. September 1972 die Klage abzuweisen‚ '

.
hilfsweise,

'den Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht
zurückzuverweisen.l

Die Klägerin beantragt‚

die Revision der
Beklagten als unbegründet

zulückzuweisen.'
> .

Sie hält die angefochteneEntscheidungfür richtig und'
führt ferner aus, die Auffassung der Beklagten führe zu
einer rechtswidrigen Einschränkung des Begrifie der

beruflichen Umschulung.
‘ _

‘ ‘ '
Das LSG habe bei seiner Entscheidung zur Frage der arbeits—

marktpolitischen Zweckmäßigkeit der begehrten Förderung

auch nicht die 55 105, 428 SGGverletzt; denn seine Fest— "
stellungen über den Lehrerfehlbestand beruhten auf all—

gemein bekannten Tatsache n. Sie, die Klägerin, habe im

übrigen eine verbindliche Zusage
von der Beklagten erhal—:

ten und im Vertrauen auf diese_Zusage Dispositionen'ge—

troffen,ynämliCh ihr Studium aufgenommen. Im übrigen sei.

die Umsöhulung in Form der Ausbildung zur Volksschule
lehrerin mit Studium an der EH und Abschluß der ersten

Staat5prüfung beendet. Nach Ablegung dieser Prüfung
.

ber tehe nämlich überhaupt kein Bedarf und keine prakti—
Sehe Nota;éndigkeit mehr für irgendwelche Förderunge—

maßnghmen; denn der Lebensunterhalt der Studienreferen—

dere bzw. der Lehrer im Vorberéitungedienst werde durch

einen Unterhalts zuschuß sichergestellt°

.- 44 —
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Beide Beteiligten sind mit.einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung gem. @ 424 nbs. 2 SGG einverstan—

„
'Ii_'f

_*Die zulä-‚sige Revision ist beg1ündet; sie'führt
zur Aufhe7

bung der v01instanzlichen Entscheidungen und zur fbweisun3

der Klage. Die Klägerin hat keinen An3pruch gegen die Beklag—

te euf Förderung ihres Studiüms.

Nach_den Vorschriften des AFGkäme Eine Förderung nur in

, Betracht, wenn das Studium dér Klägerin'die’Voreussetzungenl
einér‘förderungsfähigén Maßnahme der beruflichen Fo1tbildung

(@@44 ff AFG) oder der berufl.ichen Um-schulung(@47 'FG)
je1füllen würde„ Das ist jedoch nicht der Fell. *

De1'Anspruch auf eine
Fortbildungsförderung scheitert beé'FllF

“reits am Fehlen der erforderlichen Zugangs ‚voraussetzungen
'-gemäß $‘44 Abs. 4 AFG, denn_ das Studium an einer FH Setzt

nicht zwingend entv;édér eine abgeschlossene Berufsausbil—

dung oder eine angemessene Berufserfahrung vo1aus (vgl.u'

BSGE 36„ü8 so1ie Urteil_des erkehnenden Senats von

19. härz 4974_ 7.RAr 3/72 +): Im übrigen ist das Studium"
ider Klägerin nicht dem Befeich dér’bc1uflidhen Fortbildung, _;
_50ndern dem der beruflichen Umschulung zuzuord.nen (& 47 :.

an. 4 ÄHFG>Die Klägerin.war vor Beginn ihres Studiums
en der FH als Büroengestellte‚ käufmännische anest tellte,v
Verwgltuhgsenéestellte, dezwis chen zeitwei8e als Heusfruu

fberufstätig. Im Verhältnis hierzu Stellt sich die enge—

strebte Tätigkeit als Volksschullehrerin inhaltlich nicht
als eine berufliche Fortbildung 1.8. von @@ü4, 45 'bs._4 ”
AFG, sondern als eine berufliche Umschulung i. S. von 3 4?

AFG der; denn insoweit liegt eine Berufstätigkeit mit

neuem Inhalt vor (vgl 55 Abs..2 Satz 4 AFuU 4969 und
BSGE56, 48)1 Der damit verbundene soziale (berufliche)-'“

‚Aufstieg hindert die Annahme einer Umschulung nicht; denn;
ldie Frage des berufliohen Au fstiegs ist ke in Abgrenzungs-'

kriterium zu anderen För■en _der beruflichen Bildung
. 2 _’ . V _- 1 ‚—
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(vg1„ BSG,Urteile Vom24, Mai 4974 » ? RAr 44/72,
45/72, 16/72, 55/72 —; ferner @4 Nr. 2 AFuU4969)‚

lln den vorgenannten Entscheidungen hat der
Senat

ausge—
führt, daß der Anspruch auf Förderung einer Umschulung

‘ nur besteht, wenn die Voraussetzungen des 5 4? AFG

“erfüllt sind„ Nach dessen Abs° 4 fördert die BA die

Teilnahme von Arbeitsuchenden an Maßnahmen, die das

'Zicl haben, den Übergang in eine andere geeignete beruf—

liche Tätigkeit zu
ermöglichen,-insbesondere

um die
berufliche Beweglichkeit zu sichern Oder zu verbessern

(berufliche Umschulung); Wie in den 0 a. entschiedenen
Plällen des Studiums an einer PH der Länder Nordrhein—

__hestfelen und Niedersachsen scheitert der Anspruch

,der Klägerin auch_hier daran, daß das EH—Studium ihr
‘nicht den Übergang in eine “andere geeignete berufliché'

Tätigkeit“ 1,3, von 5 47 Abs; 4 AFGermöglicht, Aus dem‘
in 9447 Abs° 4 AFG umschriebenen Ziel der Umschulungsf ‘

\ maßnehme, “den Übergang in eine andere geeignete‚beruf—i'
°licho Tätigkeit zu ermöglichen!, geht hervor, daß die

‚Maßnahme nicht zu irgendeiner späteren Tätigkeit führen

soll, sondern zum Ziele haben muß, die Verbesserung der .]

beruf11chenMobilität undberuflichen Qualifikation'als*
Nittel zum Schutz gegen ArbeitSlosigkeit und zur Deckung
des 3edarfs an geeigneten Arbeitskräften in der durch

*technischen Fortschritt und Strukturwandel sich ändern—'

den N11tschaft zu sichern (vgl; Begründung zum Regie?—
,rungse■taurf eines AFG, BT Drucks._V/229■, Teil A III

2Ä4 a„@ 54‚. 553 schriftlicher. Bericht über den Entwurf '

gg BT«Druck$‚ V/4110 I 2, S. 5) Dieses Ziel kann nur *'
'erreicht werden, wenn der Umschüler nach der erfolgreie

“che 'Teilnahme an der Bildungsmaßnahme wieder quelifi*yf

iziert dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, d.h., wie‘

‘ des “Ort "Übergang“ es in 5 47 Abs. 4 AFG ausdrückt, wenn
vor nunmehr 7.und ZWar unmittelbar nach Beendigung der_
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-7Umschulungsmaßnahme—eine andere} geeignete berufliche' ,
Tätigkeit ausüben kann. Geeignet in diesem Sinne kann aber.

.
nur eine berufliche Tätigkeit sein, die den Ansprüchen

] sowohl des Umschülers als auch des allgemeinen Arbeits—

marktes i.S„ einer Vérbes$erung der beruflichen Eeweglich-V

‚V.keit- und der Sicherung Vor Arbeitslosigkeit gerecht wird,

und zwar nieht nur_für einen erkennbar vorübergehenden
}Zeitraum, sondern für eine zunächst jedenfalls unbestimmte

Zeit. 'Die Umschulung muß also zu einem für die Aufnahme

_
einer auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren Berufstätigkeit

ausreichenden beruflichen Abschluß fühlen. Dabei sind nicht

die subjektiven Zielvorstellungen des Umschüler s selbe t (°

even Bedeutung, vielmehr kommt es auf die objektiven Gege—
benheiten des Arbeitsmarktes an. Von diesen Voraussetzungen

ausgehend führt daS'_EH——Studium der Klägerin nicht dazu,

_ihr den Übergang in eine andere geeignete —
nach Abschluß

auf dem Arbeitsmarkt verwertbere —berufliche Tätigkeit

zu
ermöglichen. Dies ergibt sich aus den ländesrechtlichen_

‚Vorschriften über die Lehrerausbildung. Zwar hat das LSG
insoweit keine Feststellungen getroffen, der erkennende

‚Senat ist jedoch befugt, im Rahmender Prüfung der An—'
spruchävoraussetzungen des 5 4? Abs. 1 AFGdie landes—
rechtlichen Vorschriften selbst heränzuziehén, weil sie

‚”dasLSGvöllig unberücksichtigt-gelassenhät (BSGE7‚_422‚
425; 54, 275,‘278;34, 465, qee; BSGsozRNr, 7 zu € 657
‘der Reichsversicherüngsordnung »RVO—)gNach 5 49 A s; 2
des Gesetzes vom 5 August 4970 (GVBl Rheinland—Pfalz '

S- 344) kann hauptamtlicher Lehrer an einer Grund» oder
_Hauptschule in der Regel nur sein, wer nach den Laufbahn—

vorschrif ten die Befähigung für den Volksschuldienst be—.

sitzt. Diese Befähigung Wird grundsätzlich-durch Ableisteh
\

eines Vorbereitungsdienstes und Bestehen der vorgeschrie—l

benen Laufbahnprüfung erworbeng'für Lehrer gilt ein anderer
Befähigungs °naChweis (@ 5 Abs° 4 der Lau bahnverordnung vom_
44 Juli 1966 — GVB1 Rheinland—Pfalz, S 247 —; ebenso

- _,\„_
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heute 5 5 Abs. 4 der Lahfbahnterordnung vom€6° Juni 4974

[_ ev31 Rheinland Pfalz, 3" 445 — idF vom 49° Februar 4975,
; GVBl Rheinland—Pfalz, 5„ 466 —) Gemäßä46 der Laufbahn—
verordnung vom 44 Juli 4966 (jetzt 5 45 der Leufbahnver—

ordnung vom 26. Juni 4974 idF vom 49, Februar 4975} kann
in des BeamtenVerhältnis auf Probe berufen werden,

wer
nach dem'8tudium die “Erste Prüfung für das Lehramt" be—

' star £en hat. @ 46 Abs° 2 aaO schreibt vor, daß am Ende

‚der er fölgreichen Probe2eit "die Zweite Prüfung für das

Lehramt an Volksschulen abzulégen" ist. Beamte, die die

.Prüfung endgültig nicht bestehen, sind zu entlassen
‘

.
(€ 46 Abs„ 2 Satz 2 iVm 5 24 Abs° 2 Satz 4 aa0)° Hieran '

‚wird hinreichend deutlich, daß das Studium den Übergang

in eine anderegeeignete berufliche Tätigkeit i_.S° von_.‚
%47'Abs„a4 AFGnicht ermöglicht. Wie der Senat in den
0.3.

Urteilen
vom 24, Nai.4974'sehon ausgeführt hat,

vermittelt auch das EH—Studiumih_Rheinland—Pfalz'allein

nqch nieht eine auf dem Arbeitsmarkt verWertbare beruf—
‚liche Qualifikationo‘■it demAbschluß des EH—Studiums

_
kann die Klägerin vielmehr erst eine Tätigkeit ausüben,

"die noch im Vorfeld eigentlibhér berufliCher Tätigkeit

' i. S des 5 47 Abs„ 4 AFG liegt Eine Tätigkeit, die
1ihrén Sinnlaus schließlich oder__doch jedenfalls entschei—
lder did■f■ü$ empfängt, daß sie erst auf den endgültigen

' bschluß einer Berufsqualifikati0n hinführen soll, ist
_grundf;ätzlich noch keine "geeignete berufliche Tätigkeit"
‚in diesem Sinne° Etwas anderes _kann allerdings dort

gelten,.wo_mit Hilfe eines Bildungsabschnittes bereits

eine Berufsqualifikation erreicht wird, mit welcher der
Q_Umschüler schon eine nicht nur ausnahmsweise oder

ver«

leinzclt, ‚sondern in nennenswerten Umfang auf dem Ar—

‚‘beitsmarkt vorhandene Berufstätigkeit ausüben könnte.

.
Die lerkoppelung mehrerer Bildungsgänge is t also grund«

_sätz.l.ich nieht dafur entscheidend, wenn der Übergang

'in eine ende1e geeignete berufliche Tätigkeit ermöglicht

_ 45 _
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wird; es kommt vielmehr auf die Einsetzberkeit des Umschu—

lers mit seiner durch die Bildungsmaßnahme jeweils erreich—

ten Berufsquolifikation auf dem Arbeitsmarkt an, Wenn für

den AbSolventen einer EH überhaupt eine Möglichkeit beste—

hen sollte, bhne qualifizierende sehulpraktische Erfahrun—

gen beruflich tätig zu w£rden, dann kann es sich allenfalls

nur um_Vereinzelt vorhandene Arbeitsplätze handeln, die im

Rahmendes 5 47 Abs. 1 AFGin bezug auf,seine Zielsetzung
.außer Betracht bleiben müssen. Verbleibt somit als “andere
geeignete berufliche Tätigkeit" nur der Lehrerberuf, so<

ist-entsCheidend, daß „ im Gegensatz zu anderen Schule,

arten — fast keine privaten Volksschulen bestehen (vgl.

auch Art. 7 Abs. 5 des Grundgesetzes —GG—).Für den Volks—'

schullehrer ist daher der durch die öffentlichen Schulen

bestimmte Arbeitsmarkt für die Beurteilung maßgebend »
(vgl. Heckel/Seipp, Schulrechtskunde 4969 S. 462, 185).
Selbst Wenn das Studium der Klägerin nicht auf die Wei—'

terbildung im Vorbereitungsdienst des Landes Rheinland—
Pfalz ausgerichtet wäre, würde sie damit allein auch ‘

nach den Verhältnissen des übrigen ArbeitSmerktes in der
Bundesrepublik Deutschland nicht eine geeignete ber uf—

liehe Qualifikation i S von 5 47 Abs. 4 AFGerwe1ben.
‚Nach den Ausbildungsregelungen der einzelnen Bundesländer” '

wird im Anschluß an das EH—oder PH Studium überall eine "

schulprelztische Tätigkeit verlangt. Dabei is t es
unerheb—_Äl

lich, 1ie dieser Verbereitungsdienst bezeichnet wird, “
1élchen rechtlichen Status der Bewerber um des Lehr amt,

in dieser Zeit erlangt und in welchem Uhf enge er dabei

auch Leh1tätigkeit mit auszuüben vermag (vgl. die Nach—

heise in den 0. &.
Urteilen vom 21. Mai 1974, insbesondere

7 RAr 15;'x2) Rechtlich bedeutsam ist allein, daß die auf
dem Arbeitsmarkt Verwertbare “andere geeignete berufliche.

Tätigkeit", nämlich die eines Lehrers, mit Abschluß des_
EH—Studiums allein nicht aufgenommen werden kann, weil

die_Qualifikätion hierfür ohne einen weiteren Bildungs—

— — 16 —
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‚abschnitt nicht erreicht wird. Insofern dient das EH—Studium

nicht dem Übergang 1.8, des 5-47 ■bs‚ 1 AFG in den neuen ‘

Beruf.' Be kann für eich allein nach dieser vorsohrift nicht "

Umschulung „maßnahme angesehen werden. ' ' '

Der Übergang i. S des 5 47 Abs, 4
AFG wird

erst
durch

den
„erfolgrei chen Abschluß des Prbbediehstes ermöglicht. Die—
Fser muß somit als eine zum eigentlichen Abschluß führende
_Bildungeméßnahme mitberücksichtigt werden; _deS.bedeutet,
daß die. Umschulungsmeßnahme, die den Ubergeng_ von einem

anderen Beruf in den des Volksschullehrers ermöglicht,

.eich aus Studium und_ Schulpraktisoher Tätigkeit zusammen—
'setzt. Der Umstand, daß die UmsChulungemaßnahme aus.zwei

_Teilcn_besteht, hindert zwar die Föfderung nur eines eine
fielnen Teiles nicht, sofefn für die Gesemtmaßnahme die
\oruu„eetzungen des Förderungsanspruches gegeben. sind.ß

De.s ist hei der Regelausb1ldung zum Volkesohulléh1ér

'— also auch be1 der 131igerin — jedoch nicht mehr der Fall,

denn die Magnahmc (Studium und schulpraktische Tätigkeit)
überschr e1tet den für die _Föiderungs fähiékeit_einer Um—

,schuluhgsmaßhehme Zugela53enen Zeitraum von drei Jahren” ‘
($ 6 Abs. 4 Satz 3 AFuU 4969), Das Überschreiten dieses

Zeitrahmens nimmt der Umschulung inSgesemt den Charakter

einer förderung$fähigen Maßnahme(BSGE56, 4, 5) Nach'
__allem besteht für_ d1e Klägerin auf Grund der gesetzlichen

legc1uzzgen kein Anspruch aui Förderung ihres Studiums ‘

Die Klägerin kann ihren Anspruch euch nicht auf eine—

ihr wirksam—erteilte.2usage stützen. Das LSG hat zum
Inhalt der der Klägerin von dem Zeugen Wald gegebenen‚_
"Zusage“ keine Feststellungen getroffen, weil es nach

__Seinor techtsauffeesung hierauf nicht enkem„ Es hat

ferner nichts d.azu festgestellt, ob der Angestellte

_Wald ube1haupt eine für die_Beklagte verbindliche Zu—>

Sageebgeben,koxinté__(ir_ng‘s5‘209' Satz‚2, 214 me,-% 18

* - 47—4„
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Abs: 2 der S?etzung der BA vom 2 Juli 1970 —
Bundesanzeiger

*‚Nr‚ 488 vom 9. Oktober 4970)

‘Indes bedarf es
deswegen

nicht ergänzender Fest$tellungen

dureh das LSG; denn selbst wenn der Klägerin eine verbind—

liche Zusage des behaupteten Inhalts erteilt werden ist,

bedeutet dies noch nicht„deß sie daraus einen Förderung„»

ansprueh herleiten kann, Dies ergibt sich aus_der Eegelung

des 5 454 Abs, 4 AFG.Hiernach kann die Beklagte bewilli—
gende Leistungsbescheidp jederzeit insoweit_eufheben, als'
die_Voraussetzungen_für die Leistungen nicht vorgeleg0n '

‚haben oder weggefallen sind. Der Vertrauenssehutz in die
‘ Bestandskraft Von Verwältungsekten'ist im Bereich des AFG

' auf bestimmte Fälle der Rückforderung zu Unrecht gewährter
‚Leistungen nach 5 452 AFG beschränkt. wenn die BA schon °

berechtigt ist, gesetzwidrige Entscheidungen gem. % 154

AFG aufzuhebeh, selbst wenn diese bindend gétorden sind,

“dann‘muß sie berechtigt sein, vom Vollzug recht„—'
widri$er Zusagen, die ihrem Wesen nach schwächer sind als

' bindende Verwaltungsakte, von vornherein Abstand nehmen

zu können. Dies ergibt sich auch aus dem Grundsatz, d3ß

: niemand etxas verlangen darf, was er sogleich wieder her—

.us‚ zuteben .verpflichtet wäre„ Wenn ein sogar
schon bindender

Verx:altungsakt zurückgenommen werden kann, kann eine Be—

höld0 nicht gehalten sein, auf Grund einer fehlerhaften

Zusago noch und erst überhaupt tätig zu &ferden” (BVerx£

.BVBl 4966, 859) Hiervon ausgehend stellt sich die fh—
lehnung der Bewilligung'derfvon der Klägerin beantragten

Förderung im Bescheid vom 29° Juli 1971 zugleich reChtlich

“els'Rücknehme einer ihr etwa zuvor gegebenen stege der.

' Bei dieser Sach—und RechtSlege brauchte der Senat nieht
“mehr einzugeheh auf die-zur Bindung an Zusagen in Recht—

‘esprechung und Lehre entwickelten Grundsätze aus dem
._ _, ‘:—_"__:i

_
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